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Fussballkra-
d e n  Wor-
Friedrich 
für die 

AKTUELL 
Waffenstillstand In Beirut 

Beirut - Die schiitischen Moslerti-
milizen haben nach zwölftägigem 
Kampf um die palästinenesischen 
Flüchtlingslager in Beirut überra­
schend einen Waffenstillstand aus­
gerufen. Eine entprechende Ver­
lautbarung folgte Berichten, dass 
der syrische Staatspräsident Hafes 
el Assad Truppen nach Beirut ent­
senden will, um die verlustreichen 
Kämpfe zwischen Schiiten und Palä­
stinensern sowie zwischen Christen 
und Moslems zu beenden. 

Fussball-Katastrophe: 
Konsequenzen 

Brüssel/London - Nach der Kata­
strophe im Brüsseler Heysel-Sta-
dion wurden in London und Brüssel 
Konsequenzen aus den blutigen Ge­
schehnissen überlegt. Die belgische 
Regierung verbot britischen Fuss­
ballmannschaften die Einreise. Die 
britische Premierministerin That­
cher schlug einen freiwilligen Ver­
zicht britischer Vereine auf die eu­
ropäischen Pokalwettbewerbe vor. 
Auf Fernsehbildern wurde unter­
dessen ein Mann mit einer Schuss­
waffe entdeckt. 

Treffen DGB und DDR-
Gewerkschaftsbund 

Düsseldorf - Eine Delegation des 
Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes der DDR ist mit Vertretern 
des DGB in Düsseldorf zusammen­
getroffen. In deutlicher Anspielung 
auf die bei den bundesdeutschen 
Vertriebentreffen laut gewordenen 
Forderungen erklärte beide Organi­
sationen übereinstimmend, sie re­
spektierten die «politischen Realitä­
ten und Grenzen in Europa, wie sie 
sich als Ergebnis des Zweiten Welt­
krieges herausgebildet haben». 

Positive Entwicklung der Wirtschaft hält an 
Das A m t  für Volkswirtschaft veröffentlichte die Zahlen der Konjunkturumfrage für  das 1. Quartal 1985 

Unserer Wirtschaft geht es weiterhin 
gut. Die allgemeine Situation wird im 
neuesten Konjunkturbericht des Volks­
wirtschaftsamtes für das erste Quartal 
1985 als gut beurteilt. Von den vorange­
gangenen Befragungen unterscheidet sich 
das Ergebnis nur in Nuancen. Die Aus­
sichten auf das zweite Quartal dieses Jah­
res werden als ebenso optimistisch beur­
teilt. 

Der Quartals-Fragebogen wurde am 1. 
April 1985 an 82 Firmen versandt, bei 
denen etwa 7550 Personen beschäftigt 
sind. Eine Rückantwort ging von 37 Fir­
men mit zusammen 6289 Beschäftigten 
ein. Die Antwortquote, bezogen auf die 
Firmenanzahl, beträgt damit 45,1 Pro­
zent, bezogen auf die Beschäftigtenzahl 
83,3 Prozent. 

Lagebericht positiv 
In der Mehrzahl der eingegangenen 

Antworten aus der Uriternehmerbefra-
gung (gewichtet nach Beschäftigtenzahl) 
wird die allgemeine Lage am Stichtag 1. 
April 1985 sowohl rückblickend als auch 
vorausschauend positiv beurteilt. Von 
niemandem wird das vergangene 1. Quar­
tal 1985 als «schlecht» eingestuft und nur 
in einem einzigen kleinen Betrieb wird 
das 2. Quartal mit schlechten Erwartun­
gen angegangen. Der errechnete Mittel­
wert von 127 (von 150 möglichen) Punk­
ten für den Rückblick auf das 1. Quartal 
1985 und von 128 Punkten für die Erwar­
tungen auf das 2. Quartal 1985 liegt daher 
noch immer sehr hoch, wenngleich ein 
deutlicher Rückgang gegenüber den vor­
angegangenen beiden Umfragen festge­
stellt werden muss. 

Zumeist gestiegene Umsätze 
Bezüglich Auftragseingängen und U m ­

sätzen erweist sich das 1. Quartal 1985 als 
sehr erfolgreich. In 66 Prozent der Fälle 
werden die Auftragseingänge rückblik-

Unserer Demokratie eine neue Chance 
Mitbürgerinnen und Mitbürger zur bevorstehenden Abstimmung 

über die Völksinitiativen 
Ich bin der Auffassung, dass unsere 

Volksvertretung mit 15 Abgeordneten 
einfach überfordert ist. Wie soll sie Re­
gierung und Verwaltung kontrollieren, 
ihre Arbeit als gewählte Vertreter des 
Volkes so verrichten, dass der Bürger 
zufrieden damit ist, wenn man seit Jah­
ren schon von einer erheblichen Über­
lastung und von einer zu starken Bean­
spruchung der Parlamentarier spricht, 
die ihr Mandat im Nebenamt ausüben 
müssen. 

Deshalb bin ich für eine Aufstockung 
der Abgeordnetenzahl auf 25 Vertre­
ter, so wie es die FBP-Lösung vorsieht. 
Die Bürgerpartei hat meiner Meinung 
nach auch das Stellvertretersystem bes­
ser geregelt als die VU, die nur 21 
ordentlich zu wählende Abgeordnete 
aber dafür zehn Stellvertreter vorsieht, 
die mit denselben Rechten ausgestattet 
werden sollen, wie die vom Volk direkt 
ins Parlament gewählten. 

Der  Stellvertreter soll - wie es der 
Begriff schon aussagt - nur eine Stell­
vertreterfunktion erhalten, zum Bei­
spiel im Verhinderungsfalle oder bei 
Landesabwesenheit eines ordentlich 
gewählten Abgeordneten, für diesen 
im Landtag Einsitz nehmen. Ich bin 
nicht dafür, dass diese vom Volk ge­
wählten Abgeordneten in Kommissio­
nen oder gar Auslandsdelegationen 
(z.B. Europarat) berufen werden. Dies 
macht besonders gegenüber dem Aus­
land kein gutes Bild. Wenn man schon 
JA zum Europarat gesagt hat, sollen 
uns dort auch wirklich nur die vom 
Volk direkt gewählten Parlamentarier 
vertreten. Und hier sieht der 25er-Vor­
schlag der FBP eine klare Regelung 
vor. Die VU will im Gegensatz dazu 
auch nichtgewählte Abgeordnete in 
Auslandsdelegationen entsenden, ob­
wohl sie weiss, dass die anderen Mit­
gliedsländer des Europarates diese 
Massnahmen nicht gerade billigen. 

Noch etwas: bei 25 ordentlich zu 
wählenden Abgeordneten erhöhen sich 
die Chancen beträchtlich, dass auch 
Frauen und aber auch ein breiteres 
Spektrum von Berufsgruppen in den 
Landtag kommen. Bei 15 oder 21 Ab­
geordneten ist diese Chance doch nicht 
gleich gross, wie es die VU bisweilen 
dem Volk weismachen will. Für  mich 
sind 25 immer noch mehr als 21 oder 
gar 15 Abgeordnete. D a  gibt es  kein 
Wenn und Aber. 

Deshalb plädiere ich für die FBP-
Lösung mit dem Vorschlag von 25 Ab­
geordneten und der Reduzierung der 
Stellvertreter auf ein Mindestmass. Die 
FBP-Volksinitiative gibt unserer De­
mokratie eine neue Chance. 

Erwin Heeb (Schaan) 

kend als «steigend» bezeichnet, die Um­
sätze sogar in 79 Prozent aller Fälle. Nur 
von 1 Prozent werden gesunkene Auf­
tragseingänge und von 8 Prozent abneh­
mende Umsätze festgestellt. Für das 
kommende Quartal wird im allgemeinen 
mit gleichbleibenden bis steigenden Auf­
tragseingängen und mit steigenden Um­
sätzen gerechnet. 

Der Personalbestand ist nach Angaben 
der antwortenden Unternehmensleitun­
gen leicht gestiegen. Für das 2. Quartal 
1985 kann aufgrund der Umfrage mit wei­
ter steigender Beschäftigung gerechnet 
werden. 

Die Auslastung der Produktionsanla­
gen ist im abgelaufenen Quartal mehr­
heitlich gestiegen. Nur 7 Prozent melden 
fallende Anlagenauslastung. Für das 2 .  
Quartal 1985 wird in keinem Fall eine 
abnehmende, aber j e  zur Hälfte eine 
gleichbleibende bzw. steigende Anlagen­
auslastung erwartet. 

Ertragsentwicklung gut 
In der Kostenentwicklung setzt sich der 

Trend von 1984 fort. Nach wie vor mel­
den die meisten Befragten für das 1. 
Quartal gestiegene Kosten für den Ein­
kauf von Rohstoffen und Halbfabrikaten. 
Diese Entwicklung wird auch für das 2. 
Quartal 1985 erwartet. Diese gestiegenen 
Kosten können scheinbar nicht in allen 
Fällen auf die Verkaufspreise übertragen 
werden, da die Nennungen über gestiege­
ne Verkaufspreise unter denjenigen über 
gestiegene Einkaufspreise liegen. Mit 
dieser Entwicklung muss nach der Aus­
wertung der Befragungsergebnisse auch 
im kommenden Quartal gerechnet 
werden. 

Entsprechend ist die Ertragsentwick-

Hundert Verletzte bei 
Zugunglück in London 

London (AP) Mindestens 100 Men­
schen sind nach amtlichen Angaben beim 
Zusammenstoss eines zwischen London 
und dem südlich davon gelegenen Flug­
hafen Gatwick verkehrenden Eilzugs mit 
einem Nahverkehrszug verletzt worden. 
Ursache des Unglücks war zunächst nicht 
bekannt, wie ein Sprecher der staatlichen 
Eisenbahn (British Railways) berichtete. 
Die meisten Verletzungen waren leichter 
Natur, nur zwei der Opfer wurden zur 
stationären Behandlung in einem Kran­
kenhaus zurückbehalten. 

De r  Gatwick-Express war am Vormit­
tag, vom Flughafen kommend, in der Nä­
he der Südlondoner Station Battersea 
Park auf den Nahverkehrszug aufgefah­
ren. In Spitzenzeiten wird die Strecke 
zwischen Gatwick und dem Londoner 
Zentralbahnhof Victoria alle 15 Minuten 
von einem Flughafenexpress befahren. 
Nach dem Unfall kam es im Zugverkehr 
von und zur Victoria-Station zu Verspä­
tungen. 

lung des 1. Quartals 1985 gegenüber dem 
Jahr 1984 aus der Sicht der  Befragten 
etwas gedämpft. Rund ein Drittel (wie 
immer nach der Zahl der Beschäftigten 
gewertet) verbucht gestiegene Erträge, 
während bei fast zwei Dritteln die Erträ­
ge gleichbleibend sind. In den vier Quar­
talen 1984 waren jeweils bei mehr als der 
Hälfte die Erträge gestiegen. Für das 2. 
Quartal 1985 sind die Erwartungen stabil. 
Gegenüber den berechtigt optimistischen 
Erwartungen im Jahr 1984 rechnen am 1. 
April 1985 nur noch 33 Prozent mit stei­
genden Erträgen, während 65 Prozent 
gleichbleibende Erträge erwarten. Einen 
Rückgang der Erträge befürchten nur 2 
Prozent. Wertet man die Umfrage bezüg­
lich der Ertragsentwicklung nach der 
Zahl der Betriebe aus, ergibt sich ein 
leicht verändertes Bild: 17 Prozent der 
Betriebe mit 7 Prozent der Beschäftigten 
verzeichnen im 1. Quartal 1985 fallende 
Erträge, 14 Prozent der Betriebe mit 2 
Prozent der Beschäftigten rechnen für 
das 2. Quartal 1985 mit fallenden Erträ­
gen. Bei den kleinen Betrieben scheint 
der starke Konkurrenz- und Preisdruck 
stärker auf die Ertragslage durchzu­
schlagen. 

Das Baugewerbe: Optimismus 
Insgesamt wird das 1. Quartal 1985 von 

allen antwortenden Bauunternehmen als 
«befriedigend» (85 Prozent) oder sogar 
«gut» (15 Prozent) eingeschätzt. Die Aus­
sichten für das kommende Quartal sind 
mehrheitlich «gut» (54 Prozent); nur 3 
Prozent rechnen mit einer Verschlechte­
rung der Lage. Während die Umsätze 
leicht gestiegen sind, scheint die Ausla-

(Fortsetzung a u f  Seite 2)  

Panama! Südafrika: 
Abbruch der Beziehungen 

Panama-Stadt (AP) Panama hat aus 
Protest gegen die Apartheidpolitik Preto­
rias seine konsularischen Beziehungen zu 
Südafrika abgebrochen. Das panamai­
sche Aussenministerium teilte mit, Pana­
ma habe in den Vereinten Nationen stets 
die Resolutionen unterstützt, in denen 
Südafrika wegen seiner Politik der Ras­
sentrennung verurteilt wurde. Infolgedes­
sen sei bereits 1984 das panamaische 
Konsulat in Südafrika geschlossen wor­
den. Am 23. Mai 1985 habe Panama den 
Honorar-Generalkonsul Südafrikas in 
Panama-Stadt, Henry Darlington, über 
die vollständige Beendigung der konsula­
rischen Beziehungen zu Südafrika unter­
richtet. 

Darlington erklärte, bereits vor sieben 
Jahren seien die vollen diplomatischen 
Beziehungen beider Staaten auf Konsu­
latsebene herabgestuft worden. Das Aus­
senministerium erklärte dazu, Panama 
habe mit Südafrika niemals Botschafter 
ausgetauscht. 

Türke soll Papst-Attentäter sein 
Aussage eines Jugendfreundes Agcas 

Ankara (AP) Der am 14. Mai in den 
Niederlanden mit einer Pistole festge­
nommene Türke Samet Aslan ist nach 
einem Bericht der Istanbuler Tageszei­
tung «Tercuman» möglicherweise mit 
dem Attentäter Oral Celik identisch, der 
1981 beim Mordanschlag auf Papst Jo­
hannes Paul II. einen der drei Schüsse 
abgab. Der zweite Attentater, der Türke 
Mehmet Ali Agca, wurde wegen des 
Mordanschlags zu lebenslanger Haft ver­
urteilt. Aslan war während des Papstbe­
suchs in den Niederlanden in einem aus 
Deutschland kommenden Zug festge­
nommen worden. Er trug eine~Pistole des 
Kalibers neun Millimeter bei sich. 

Die Zeitung zitierte am Donnerstag 
Agcas Jugendfreund Suleyman Yetkin 
mit den Worten, die deutsche Polizei ha­
be ihm ein Foto Aslans gezeigt, das ihr 
von der niederländischen Polizei übermit­

telt worden sei. «Ich habe ihn sofort er­
kannt, als ich das Bild gesehen habe», 
sagte Yetkin. «Die Person ist mit Sicher­
heit Oral Celik.» Das Interview wurde 
der Zeitung zufolge in der Bundesrepu­
blik geführt. Celik soll wie Yetkin ein 
Jugendfreund Agcas sein und aus der 
Osttürkei stammen. E r  und Agca waren 
Mitglieder der rechtsradikalen «Ideali­
stenvereine». 

Die Tageszeitung «Hürriyet» schrieb 
am Donnerstag, Aslan werde von den 
türkischen Behörden wegen Mordes und 
Beschiessung des Hauses eines Hoch­
schulleiters ges&cht. E r  sei i960 in Agri 
im Südosten der Türkei geboren worden 
und habe bei den «Idealistenvereinen» 
mitgearbeitet. Beide Zeitungsberichte 
schienen sich zu widersprechen. Eine 
Klärung mit Hilfe der Behörden war zu­
nächst nicht möglich. 

KOMMENTAR 
Das Fürstentum Liechtenstein ist, so 

heisst es meistens, wenn wir uns gegenüber 
dem Ausland vorstellen wollen, ein mo­
derner Industrie-, Dienstleistungs- und So­
zialstaat. Vor allem a u f  den letzten Begriff 
legt man zunehmend mehr Wert, denn 
auch die Selbstdarstellung scheint ein we­
sentliches Element der Politik zu  sein. 

Doch der Teufel steckt, wie so meistens, 
im Detail. Dafür liefert die neueste Regie­
rungsvorlage zur Abänderung des Steuer­
gesetzes ein anschauliches Beispiel. Die 
sogenannte «kalte Progression» soll mit 
der Senkung der Steuersätze und mit 
einem Aufschub des Beginns der Progres­
sionsskala ausgeglichen werden, damit der 
Staat nicht mehr weiter von den teuerungs­
bedingten Erhöhungen der Erwerbsein­
künfte profitiert. Recht so, denn die von 
der Regierung mitgelieferten Daten führen 
recht eindrücklich vor Augen, dass nicht 
nur die «kalte Progression» dem Steuer­
zahler erheblich mehr Geld aus der Ta-

Sozial- oder Unsozialstaat? 

sehe zog, als dem Staat eigentlich zustehen 
würde, sondern sie verdeutlichen auch, 
dass es in den letzten Jahren seit der letzten 
Revision erhebliche Verzerrungen gege­
ben hat. 

Die teuerungsbedingte Erhöhung der 
Arbeitseinkünfte beläuft sich nach diesen 
Berechnungen au f  17,4 Prozent, während 
der Anstieg der Landes- und  Gemeinde­
steuern im gleichen Zeitraum rund 35 Pro­
zent beträgt, w a s  zum überwiegenden Teil 
auf die Folgen der «kalten Progression» 
zurückzuführen ist. 

Diese Verzerrung findet ihre Fortset­
zung in noch eindrücklicherer Form bei 
der Aufschlüsselung der Steuerlasten nach 
Erwerbseinkommen und Zivilstand. Für 
Alleinstehende mit einem steuerbaren Er­
werb von 2500 Franken im Monat beläuft 
sich die Mehrbelastung au f  37 Prozent, 
während sie f ü r  Verheiratete mit zwei Kin­
dern sage und schreibe 82,4 Prozent be­
trägt. 

Oder ein anderes Beispiel: Sofern der 
steuerbare Erwerb 3500 Franken im Mo­
nat beträgt, reduziert sich f ü r  Alleinste­
hende die Mehrbelastung au f  32,3 Pro­
zent, f ü r  Verheiratete mit zwei Kindern 
sinkt er au f  51,3 Prozent. 

Von sozial im eigentlichen Sinne kann 
wohl nicht mehr die Rede sein, wenn die 
niedrigen Einkommen stärker prozentual 
besteuert werden und wenn die Familien 
einer grösseren steuerlichen Belastung 
ausgesetzt sind als die Alleinstehenden. 

Mit der Vorlage zum Ausgleich der 
«kalten Progression» werden diese Mängel 
nicht beseitigt. Dafür müssten die Abzugs­
möglichkeiten f ü r  Familien mit Kindern 
und dergleichen ebenfalls erweitert wer­
den. Ein Schritt wird mit dem von der 
FBP geforderten Ausgleich der «kalten 
Progression» getan, weitere sollten folgen. 
Die Steuerreform, die solche Mängel be­
seitigen soll, lässt weiter au f  sich warten. 

Bis dahin werden die Kleinen im Ver­
hältnis zu den Grossen stärker besteuert. 
Sozialstaat? (G. M . )  

Justizministerkonferenz 
(pafl) - Die Regierung beschliesst die 

Teilnahme an der  informellen Justizmini­
sterkonferenz in Edinburg vom 14. Juni 
1985. An  die Konferenz werden Regie­
rungschef-Stellvertreter Hilmar Ospelt, 
Ressortsekretär Dr. Herbert Wille und 
Landgerichtsvorstand Dr .  Franz Rederer 
delegiert. 

Autofreier 
Sonntag 

(pafl) - Die Regierung beschliesst 
die Durchführung des nächsten frei­
willigen autofreien Sonntags am 15. 
September 1985. Gleichzeitig wer­
den die erforderlichen Vorbereitun-' 
gen in die Wege geleitet. 


